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Wiener Landtag als Gemeinderat
Sitzungvom29. Dezember1921.

PrksidentSchmid(chr. soz. )eröffnetdieSitzung.
PräsidentDr .DannebergberichtetüberdieGesetzesvorlage,womit

ein selbständigesLandWien( Trennungsgesetz )gebildet wird ,und
führt aus ,daß der heutige Tag ein denkwürdigerin derGeschichte

dieser Stadt ist .Es wird heute der Schlußstein zu einerEntwicklung

gelegt ,diefürWienvonganzbesondererBedeutungist . Schonvor
JahrenwarvonderAngelggenheitdieRede ,dochhatteeinLösungin
der Monarchie wenig Aussicht .Die Verhältnisse haben sich um die Fra

ge der Trennungist in der Republikimmerwiedererörtert worden.
DieTrennungwurdevonWienundvomflachenLandeverlangt.Dieses
Verlangenist begreiflich ,da die StrukturvonNiederösterreicheine
solchewar ,daßWiendie überwiegendeMehrheitimLandtagevonNie-¬
derösterreichhatte undso die EntscheidungüberalleAngelegenhei¬
tendesganzenLandesbutreffenhatte .DieseStellungwurde
vonderländlichenBevölkerungalseineEinschränkungihrerAutono
mieempfunden.VomWienerStandpunkteausmußtemandaraufhinwei¬
sendaßin einerZeit ,wokleineGebietskörperschaftenwieVorarl-
bergundSalzburgautonomsind ,einerStadt ,die drei ZehntelderBe¬
völkerungdes ganzenStaates beherbergtunddie weit mehralsdrei
ZehntelvonDeutschösterreichinwirtschaftlicherBedeutungausmacht

andieAutonomieversagtbleibensoll .Dazukamnoch ,daß/einerLösung
dieserFrageauchdieanderenLänderderRepublikinteressiertge -

wesensind .WennDeutschösterreichein Bundesstaatwerdensollte ,und
wenn nicht jedes Land eine Stimme haben sollte ,sondern
unterschiedenwerdenmusstenachder GröseundBevölkerungszahlder

einzelnenLänder,dannwaresfürdieseunerträglich,daßdieses
Niederösterreichmit Wiendas Uebergewichtüberalle habensollte .
DieLänderselbsthabenatsodieTrennungwerlangt.Dieschwierige
finanzielle Lage ,in die die ganzeRepublikundalle LänderundGe¬
meindengeratensind ,habendieLöungderFragebeschleunigt.Im
alten Niederösterreichhat WienachtZehntelder Steuernaufgebracht,
diegeleistetwerdenmussten,obwohlesnichteinmalsechsZehntel
desLandesbildete.EswardiesalsoeineübermäßigeBelastungfür
Wienin einer Zeit ,da die GemeindeWiendie grösstenAnstrengungen
machenmußte ,seinenHaushaltin Ordnungzuhalten .EswareinUndung
seineSteuerzahlermitAusgabenzubelasten ,die für dasLandNieder-¬
österreich geleistet werdenmußten .

Eswarnichtverwunderlich,dassimSommer1920 ,alsdieBun¬
desverfassungfertiggestellt wurde ,die DurchführungdiesesTren- ¬

nüngsgedankensinderBundesverflassungschoneingeleitetwurde,Man
hatschondadaurcheinevorläufigeTrennungfsetgestztundbeide
andteile erhielten das Recht der selbständigen Finanzverfassung .Es
ar vonAnfangan klar ,dass es sich dabeinur eumeinProvisorium

handelnkonnte ,da der gemeinsameLandtag ,der entstandenist ,kein
echtderFinanzgestzgebeunghatte .DamitfehhteihmdieWurzelder
ratf einer parlamentarischen Körpe rschaft .Dass er nicht eineallzu

grosss Bedeutunghatte stand im besonderenWiderspruchzuseiner
Größe .



Wennder ents lendeSchritt für die Trennungschondurch
die Bundesverfassunggeschehenist ,so waralles weitere nur nochein
Fortschreitenauf diesemWege .DiesesFortschreitenwarnichtleicht .
DennbeidervollständigenTrennungwarenwenigerpolitischealsver-¬
mägensrechtlicheFragensehrschwierigerNaturzulösen .AnihrerLö¬
sungist währenddesganzenJahresgearbeitetwordenundwennwir
heutezweiTagevorTorschlußunserst mitdiesemGesetzebeschäfti¬
gen können ,so ist das nicht darauf zurückzuführen ,daß manwährend
des ganzen Jahres nichts getan hat ,sondern es haben sich ebendie
Verhandlungenüber diesemGegenstandwährenddes ganzenJahreshinge - ¬
zogenundkonntenwegenderSchwierigkeitderMaterieerstjetztzu
einemAbschlußgebrachtwerden.DieserAbschlußwarnichtleicht .
WennichheutealsReferentdiesesElaboratzuvertretenhabe ,kann
ich es nicht tun mitdemGefühleeinesSiegersüberdie anderen .Es

konnte bei diesen Verhandlungen nicht darauf angelegt werden ,daß
der eine siegt ,der andere unterliegt ,daß der eine besondereVortei
le auf Kostendes anderenerringt ,es konntesich nur darumhandeln,
einengerechtenAusgleichder Interessenzu finden ,Härten ,diefür
beideTeilebei einer Trennungentstanden ,in einemsolchenElaborate
auszugleichenunddasglaubeichcagenzukönnen ,daßesgelungen
int .Wirdürfenbekennen,daßhiernichteinSiegWiensüberNieder-¬
österreichoderumgekehrtvorliegt ,sonderndaßhierderVersuchet-¬
ner gerechten Lösungdieser Frage gemacht wordenund wohl auchgelun¬
gen iste Es mus anerkannt werden ,daß von beiden Landtagen nicht nur

dieParteienderMajoritäten ,sondernauchdiegroßenMinoritätspar¬
teiensichalle Mühegegebenhaben ,umzueinengerechtenAusgleich
zugelangen

WasdenInhaltdesGesetzesselbstanlangt,soisterinder
letztenZeitinderOeffentlichkeithinlänglichbekanntgewordenundich möchtenur wenigeFragenherausgreifen.

DasKompliziertestewaszulösenwar ,wardieTeilungder
Humanitätsanstalten.WennmansieihremäusserenWertenachschätzen
wollte ,sowäredasin derheutigenZeitungeheuerschwergewesen
und manwäre zu keinemResultat gekommen .Es kommtnicht daraufan .
as die Ziegel der Anstalten wert sind ,es mußvielmehr beurteilt wer

den ,welcheLastendie Erhaltungeiner solchenAnstalt für dieGemein
de oderdasLandbedeutenundwelcherBedarffür solcheAnstalten
bei den Ländern besteht .So kam man zu dem Ergebnisse ,das in diesem

Entwurfniedergelegtist .
Eine andere sehr schwierige Frage war die Frage der Landesei - ¬

senbahnen ,die noch immernicht ganz geklärt ist .Manhätte imvori¬
genJahrebei Schaffungdes gemeinsamenLandtagessagenkönnen ,die
Eisenbahnensindbis aufgeringeTeileaufdemGebieteNiederöster-¬
reichs gelegen ,waskümmernsie Wien ,die soll sichNiederösterreich -¬
Landnehmen .Abermanmußteandererseitssagen ,daßdie Bahnenver-¬
kehrspolitischfür WienvongroßerBedeutungsindunddassWienan

ihrer Führunginteressiert ist .Darumsind wieeine gemeinsameAn¬
gelegenheit,währenddiesesJahresgebliebenundbleibenesweiter,
wennnicht der Bunddie Führungder Bahnenübernimmt

Wie . ö .Landeshypothekenanstaltsollte ursprünglich unterge¬

meindamerVerwaltungbleiben ,aberbeiderMehrheitdes . ö .Landta
geswarderWunschaussesordentlichdrängend,eineeigeneLandeshy¬
pothekenanstaltfür das Land . Oe ,zu schaffen .AusdiedemGrunde
musstenwir der Liquidierung des bestehendenJnstitutes zustimmen,
obgleichwir diese Lösungfür keineglücklichehalten .
DieBeamtensindzumüberwiegendenTeilAngestelltederHumani¬

tätsanstalten ,sie werdenvondembetreffendenLandübernommenDie
AngestelltenderjetzigenZentralverwaltungübernimmtentwederdas
Land . OeoderdasLandWienunddieentbehrlichenBeamtenwerden
gemässderDienstpragmatkin denzeitlichenRuhestandübersetzt.

EswarenauchKulturfragenzulösendarunterdasSchicksaldes
Landhausesdasfür dieStadtWienbesonderegeschichtlicheBedeu¬
tunghatAufdiesesGebäudekonnteWienunmöglichglattwegverzich
ten ,anderseits war es aber durchausverständlich ,dass die . ö .Lan¬
desregierungweiterhin in demeigenenGebäudeverbleibenwollteund

danitauchinWien.DerAusgleichwurdenundahingetroffen,dassidas
Land . Oeder freie Eigentümerdes Hauseswird ,mit derVerpflichtung
andenhistorischenKarakternichtszuändern .VondemAugenblickan,
wodie niederösterreichischeLandesregierungihren Sitz verlegt ,tritt
deralteZustandwiederein ,daßnämlichbeideLänderBesitzerdes
HausessindunddieStadtWiendasKaufrechtaufdemandernTeilhat.
DasLandübernimmtweiterdasLandesmuseum,währenddie moderneGa¬
lerie ins Rathausübersiedelt.

ImganzenundgroGenist also einedurchausgerechteLösungzustan
degekommen.Wennauchdie politischeVerwaltung,dieFinanzgesetzge¬
setzgebung,diesozialeVerwaltungundderAulturbesitzgetrenntwor-¬
densind ,die wirtschaftlichenZusammenhängezwischenWienundNieder
sterreich können ,sollen und dürfen nicht gelöstwerden .Und aneine

ösungsolcherZusemmenhängehatmanauchnichtgedacht.Essind
Bürgschaftenin demGesetzegeschaffenworden,damitdiepoltische
Trennungbeider Ländernicht zu wirtschaftlichenZerreisun¬
genführt .VomStandpunkteWiensaus ,mußaufeingutesEinvernehmen
mitdemLandNiederösterreichGewichtgelegtwerdenSoschwierig
dieVorverhandlungenundsostürmischmituntersie wrlaufensind ,

ist dochzu einemEinvernehmengekomennundkeineErbitterungzu- ¬
rückgeblieben .So dürfen wir hoffen daß mit der Trennungauchdas
wkrtschaftlicheundkulturelleGedeihenbeiderLänderverbürgtist ,
daßsie sich allmählichvondenschwerenFolgendes Briegeserholen
und beide Lönder gedeihen werden ,zumNutzen ihrer Bevölkerung .



GRKunschak(chrsoz.)pflichtetdemReferentenbeiwennerArgumentinsTreffenschicken,daßdergegenwärtigeZustandnichtfeststellt,daßdieÄngelegenheiteinebedeutungvolleundderheu-aufrechterhaltenwerdenkann.DieGemeinsamkeitwiesiesichjetzt
dargestellt hat ,aufgebautauf demgemeinsamenLandtagohneSteuer¬tigeTageindenkwürdigerist ,wennauchinseinerParteikein

FünkchenFreudeoderBegeisterungangesichtsdervorzunenmendenEnt-reehtundaufdieVerwaltungskommissionistunhaltbarundhatauch
scheidungruht.EskannnichtalsZeichendesdemokratischenFort-UnwürdigeFormenangenommenDieBehandlung,diedemgemeinsamen
schrittesgewertetwerden.DaßdieTrennungvonWienundNiederö-Landtagezuteilwurde,istallesanderealseeineVerbeugungvor
sterreichinderMonarchiewegenderhöherenMächtenichtdurchge-demdemokratischenGeisteunsererZeit ,ist dieHandlungeinerüber3
fükxtwerdenkonnte,trifftnichtzu ,denneswarenesdiepoltischenmütigenAutokratie,dieglaubt,dieUntertanenwieSchuhfetzen
Parteien,diesichgegeneineTrennungaussprachen,eswarderWillebehandelnzudürfen.DaßdaherdieseZustandeinEndefindediese
derpoltischenParteien ,derVertreterderStadtWienunddesflachenSchmachaufdieDemokratiebeseitigtwerde,ist einepolti¬
Landes.DieSituationist heuteeinewesentlichanderealsdamalsscheNotwendigkeitebensodieBeseitigungderVerwaltungskommission
imJahre1891,weilinderBundesverfassungvorgesehenist ,daßWienEsistnurdieFrage,obdieFormdesgemeinsamenLandtagesundder

DieZustände,dienungeschaffenwerdensollen,werdenwederimin -aberdenVäerndesgemeinsamenLandtagesgefehlt-hättemaneine
tressederStadtWiennochdesflachenLandesgelegenseinkönnen,eiräglicheundzweckdienlicheFormderGemeinsamkeitzwischen
für das wirtschaftliche Lebender Stadt Wienwerdensich ebenso ern -Wienund demflachen Landefinden können .Es hat aber nicht mr
steSchwierigkeitenergeben,wiefürdasLandNiederösterreich .DerderguteWallegefehlt,sondernmanhatmitAbsichtdieFormdes
HinwveisaufdiefinanzielleSelbständigkeitbeiderLänderkanneinegemeinsamenLandtagesundderVerwaltungskommissiongewählt,um
BeruhigungnichtgebeneEsist richtig ,daßWienzumgemeinsamennaugdieGemeinsamkeitsozudiskreditieren ,daßschlieslichnichts
haltdengrößtenTeilderBedeckungssummebeigestellthat .Aberdieanderesübrigblieb ,alssiezubeseitigen.MitdiesemZustande
FragederGemeinsamkeitdarfnichtvomfiskklischenGesichstrunktHabenwirgerechnet,alswirunsereVertreterermächtigten,a
ausbeurteiltwerden.WemindieserFragederTrennungnureinBlei-VerhandlungenüberdasheutigeGesetzteikunehmenundidiesenstiftundeinRechenxempelzurVerfügungstehen,kanneinUrteilWåtsachenausgehend,habenwirunsauchentschlossendafürzustim
überhauptnichtabgeben.DieAngelegenheitstehtaufeinervielha -men,wo- beiichvomHerrnVorsitzendenerbitte ,daßüberArtikei12
heren Warte ,Ist es doch bezeichnend ,daß in einem Augenblicke als dieses Gesetzes gesondert abgestimmt werde ,weil wir nicht in der

Notwendigkeitversetztwar,dieGemeinsamkeitzusuchen.Indenver-weildieLiquidierungderHypothekenanstaßt ,dieunglüchlichsteLösungist .DieLandeshypothekenanstaltistdaseinzigeHypothekar¬
waltungsrat der „ WAG"sind auch Wertreter des LandesNiederösterreid kredit/institut ,daswirhabenund/unterliegtkeinemZweifel ,daßdasals Kompagnonaufgenommenworden,sodaßdiesesUnternenmenkein

ein selbständigesLandbilden kannundsoll .Es ist darin aber nicht Verwaltungskommissiondie einzigemöglicheFormderAufrechterhal-¬
ausgesprochen ,daßdieTrennungvomflachenLanderestloszuerfol -tungainesgemeinsamenVerhältnisseszwischenWienunddemflachen
genhat .DieseEntscheidungist denbeidenLandtagenvorbehalten.Landegelagenist Ichmeine ,beieinigemgutenWillen- dieserhat

von

dieGemeindsankeitaufgehobenwerdensoll ,dieGemeindeWienindieLagesind,fürdiesenArtikelzustimmen,undzwarausdemGrumde,

reinesUnternehmenderGemeindemehrist .Eszeigensichalsodie
starkenwirtschaftlichenPräfte,dieaufdasVerhältniszwischenWien
unddemflachenLandewirken.Jchstellenochmalsfest ,dassunsdieheutigeEntscheidungin
keinerWeiseBefriedigungbietet .Eswirdvielleichtdaraufverwie-¬
sen ,dasswirdochan dieser Entsheidungmitgewirkthaben .Gewiss
wir haben daran mitgewirkt ,parteimässig schon als imNatonalrate
die neueVerfassunggeschaffenwurdeundwirunsereZustimmnunggege¬
benhaben ,dassWienals eigenesLandeinengewissenGradderSelbs
ständigkeiterhalte ,aberwirhabendamalsnicht imAugegehabteine
vollständigefrennung,sondernsindvonderAnsichtausgegangen,das

die bisherigengemeinsamenKompetenzeneiner Revisionunterzogen
werdenunddassmaneineneueFormfür die politischeundwirtschaft
licheGemeinsamkeitfindenundaufrechterhaltenwerde .Zudiesem
Zieledasin der"erfassungseineMöglichkeithatsindwirnichtge¬
kommen,sondernzurrestlosenAuflösungderGemeinsamkeit.Wirhaben
auchandemGesetzemitgewirkt,dasunsheutevorkiegö,weilworvor
vormhereindamit rechnenmussten ,daß es zur Trennungkommt ,mit
unsodergegenuns .WirwerdeneinesolcheEntscheidungnichtauf¬
haltenkönnen.Unddaherwaresvernünftigerdahinmitzuwirken,daß
beidieserTrennungdasInteressederGemeindeWiennachMöglich¬
keitgewahrtwerdeundschwreSchädigungensoweitsie zuvermet¬
densind ,auchwirklichvermiedenwerdenWirkönnendabeinochaas

BedürfnisnachHypothekarkrediteninWienauBerordentlichgroß
ist .Esmugdaherungemeinschmerzlichempfundenwerden,wenndie
sesInstitutzufunktionierenaufhört .Gewißwirdesauchdannmög-¬
lichseinHypothekarkreditezuerlangen ,abermanfragenicht ,un¬
ter welchenBedingungen.DieLandeshypoßhekananstaltwareinge-¬
meinnützigesUnternehmenwennseineweitereTätigkeitlahmgelegtwirdist daseineschwereSchädigungdesWinerInteresses .Nicht
nurausGründenwirtschaftlichenPietät ,sondernausGründender
wirtschaftlichenRaisonkönnenwirfürdieLiquidierungnichtun¬
sereStimmeangeben.AmSchlussemeinerAusführungenmöchteichnurdemainen
WunscheAusdruckgeben,daßunsdiegeschichtlicheundwirtschaft¬

Entwicklungliche /dieserStadtunddesLandesNiederösterreichinallenunsere
Befürchtungenunrechtgebenmöge.DaßdieseEntwicklungeinensol-¬
chenGangnehme,derdieseTrennungin späterenJahrenrechtfer¬
tigt undnichtalseinenschwerenFehlerderherrschendenPartei
imLandeNiederösterreichundinderStadtWienerscheinenläßt.
WirgeizenindieserFragenichtnachdemRuhmeRechtzuhaben,
sondernwünschenausganzemHerzen,alstreueSöhnedesalten
LandesNiederösterreichunddieserStadt ,daßunedieZukunftin
allenBelangenunsererBefürhhtungunrechtgebenmöge.



CR.Erntner( deutschn. )stimmtdenAusführungenKunschaksin¬
sferne zu ,dass die Mehrheitschonbei der ersten TrennungdieAb
sichthatteaufdievollständigeLoslösunghinzuarbeiten.Das

seiimJnteressebeiderLändersehrzubedauern.Rednererklärt
er werdedieRückverweisungderVorlagebeantragen,fails sicher
gebensollte ,dassvomgemeinsamenLandtageinévollständiggleich-¬lautendesGesetznichtbeschlossenwordenist .Schliesslichstellt
RedndseinigeAbänderungsanträge,darunterdenaufdenAusbauder
MariazellerbahnnachWienaufGrunddervorliegendenaltenProjekte
BezüglichderBeamtenbeantragter :JeneAngestellten,welchevon
keinemderbeidenLänderübernommenwerdensindunterZurechnung
von10Dienstjahrenab1 .Jänner19222in dendauerndenRuhestand
zuversetzenund ,soweitsie nichtpensionsberschtigtsind ,abzu¬
fertigen .DiesenAngestelltenist aufihr AnsucheneinUrlaubbis
zurDauervon6 Monsten,unterUmständenauchbiszueinmJahre
unterBelassungihrer aktibenBezügezugewähren.Aufdiepensioe
niertenLandesangestelltenfindendie Bestimmungendesstaatli -¬
chenPensinisten undBeamtenabbaugesetzessinngemässAnwendung .

GR. Bermann( Soz .Dem. /nennteinenStreit darüber ,obdiepo-¬
litischenFarteienseinerzeitnichtin derLagewarenodernichtwoll
ten ,dieTrennungdurchzuführen,indergeschichtlichenStundeals
überflüssig .Die Notwendigkeiten unserer Zeit sprechen diktatorisch

fürdieTrennungunddieRednerderDebattedurchzogSentimentalität ,
wennsie vonder Zerreissunghistorischer Gebildesprachen .DieTren-¬

der

nungwirdauchmitdemWillen/VertreterdesLandesNiederösterreich
vollzogenundmankönnederTrennungdieZustimmunggeben ,weil/man
der Notwendigkeitder Zeit gerecht werdenmüsse ,umfür WiendieMög- ¬
lichkeiteinerfreierenundunabhängigenEntwicklungzuschaffen .Red¬
ner beantragt ,deß in demArtikel betreffend die UebernahmederBeam¬
ten nicht die LandesverwaltungskommissionsonderndieAbrechnungskom¬
missionfür WienundNiederösterreichentscheidendsein solle ,daGes
weiterimArtikel19statt VerfassungVerfassungsgesetzlautensolle .

DerReferentweistin seinemSchlußwortdaraufhin ,daßsich
die Anschauungender politischenParteienausfrüherenZeiteninder
Trennungsfrage geändert haben und daß auch die christlichsoziale Par¬
tei durch ihre Mandatare Kunschak ,Schmitz und Zwetzbacher für die
Trennungeingetretensind ,ja daßsogarderehemaligeBürgermeister
Weiskirchnererklärt habe ,daßauchfür denFall desAnschlussesOe-¬
sterreichs an Deutschland Wien reichsunmittelbar werden müsse .Die
Trennungwird nicht nur vomfiskalischen Gesichtspunktausbeurteilt ,
sendern sie beinhaltet den Willen der Bevölkerung .ImVerfassungsgeset -¬

ze steht ,daß ein selbständiges LandWiendurchübereinstimmendeGe- ¬setzederLandtagevonWienundNiederösterreichgebildetwerdenkann.
Diese Bestimmungist entscheidend und maßgebend .Hiezukommtaber ,daß
auchdasLandesgesetzin keinemWiderspruchzur Bundesverfassungsteht ,
dadortgenauderselbeWortlautausderBundesverfassungentnommenost .
Wasdie Landeshypothekenanstaltanlangt ,so konnteeineglückliche ,
alleTeilebefriedigendeLösungnichtgefundenwerden.Gegenüberdem
GRKunschakbemerktder Referent ,dass darin kein Widerspruchgelegen
sei ,wennauch weiterhin die wirtschaftliche Gemeinsamkeitzwischen" i

Wienund Niederösterreich nicht aufgehobenerscheine .Es sei vielmehr
eine engere Zusammengehörigkeit dieser beiden Länder in wirtschaftli¬

Cher Beziehungdrchaus wünschenswert ,und die wirtschaftlichen In¬
teressenwürdensogarnacherfolgterpolitischerTrennungweitbesser
zum Ausdruck kommenals bisher ,weil gewisse Gegensätze nicht mehrin
die Erscheinungtreten werden .Es könneauchjeder ,der diewirtschaft -¬
liche Gemeinsemkeitzwischen Wienund Niederösterreich haben wolle ,be
ruhigt für diesesesetzstimmen.

GR-Kunschsk(chrsoz . )erklärtin einertatsächlichenBerichtigus
daßerimmereinGegnerderTrennunggewesensei .
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IndieAussennungskommissenfürWienundNiederösterreich
werdengemäßdenVereinbarungenderParteiendieGemeinderäte
Breitner,sowiedieAbgeordnetenPaulRichter,SeverundHonayne-ständlichzumachen,dieesnichtfassenkönnen,daßmanLebensnot-¬mensdersozialdemokratischenPartei ,GemeinderatRummelhardtwendigkeitenbesteuertundLuxusunbesteuertläßt.
undVizebürgermeisterHossnamensderchristlichsozialenParteige¬

wählt .
GR.Breitner(Soz.Dem.)berichtetüberdieGesetzesvorlage,womitdenaugelehnt.

daßGesetzvom. August1920,betreffenddieMinhebungeinerGe¬
Wienabgeändertwird.DerReferentbemerkt,daßdieAbänderungdergründetderenErhöhungmitderAnpassungandieGeldentwertune
HauspersonalabgabedenselbenUrsachenentspringe,wiediebereits
beianderenAbgabenvorgenommenenAenderungen.Angesichtsderfort -Gund7betreffenddieEinhebungvonGebührenbeiprotokollarischen
schreitendenGeldentwertungmußteeineAnpassungderGebührensätzeEintragungenvomAbschlussevonLehrverträgensowiebeiEintragungen

f600auvonatzvbesaterste %Abgaurde ederermgemäßwurwerden .Demvorgegenommenw anvonnahraissrei)2000KerhöhtundbeimHalten
Dienstgeberanstatt1200Kkünftighin10. 000Kzuzahlen.Wennman
feststellt ,daßvonden500. 000WienerHaushaltungenüberhsuptnurgund7in ersterundzweiterLesungangenommen.

Steuersystemkomme,verschwindenwerden,aberheuteseisievielfach
notwendig ,umeine AnzahlandererdrückendenSteuerndenMenschenver-¬

BeiderAbtimmungwirdderGesetzentwurfmitdemAntrageSie-

vonihrenBesuchernundGästenbenütztwerdendürfe.Essollauch
wdederholtvonPersonen,diebisnachderSperrstundeimHauszune-Eann,dageradeGänsrensdorfeinguterMilchbezirkist .Wennder
suchwaren,beimVerlassendesHausesdieBezahlungdesSperrgeldes
mitderBegründungverlangtwordensein ,dasnurdenimHausewohnen-¬
lenPersonendasRechtzustehe,dasHauswährendderNachtohneEnt¬

BezirkshauptmannvonGänsrendorfschoneinshneidendeMassnahmen
zurBesserenBelieferungvonMarcheggtreffenwill ,sokönnteerdasinderWeisetun,dasserdenMilchschleichhandel,dersichge¬

gelinersterundzweiterLesungangenommen.DieAnträgeAimmerlwerietungdesSperrgeldeszubetretenoderzuverlassen.DadieseFraFadeinseinemBeeirkgeltendmacht,einstellte
GR.Broczyngr(Soz.Dem.)berichtetüberdieGesetzesvorlagebe-indauffolgendesaufmerksamgemacht:DurchdieSperrgeldverordnungFungderWilchzufuhrennachWiengemeldet.Wienwirdam1.Jänner

meindeabgabevonderHaltungvonHauspersonaleimGebietederStadttreffenddievomderGemeindeWieneinzuhebendenKanzleitaxenundbe -oleAugust1921wirdverfügt ,dasfür dasOeffnenderansterenag1822einselbständigesLand ,dasmitdemübrigenLandNiederöster-

Ferner

40. 000eineeinzigeHausgehilfinhabenund ,daßdieZahldermitmehrdas
alseinerHausgehilfin6000beträgt ,dannmußmansagen ,daß/eine
Aufwendungist ,diedieerdrückendeMassederBevölkerungsichnicht
leistenkannunddarinliegtdasRechtderGemeindevondenHaushal¬
tungenmitHausgehilfinneneinesolcheAbgabezuverlangen.

GR. Zimmerl( chr .soz . )sagt ,daßdasGesetzausdemagogischen

vonVeränderungenraditierteroderverkäuflicherGewerbe,weildie
HausgehilfifnsindvomRegierunggegendiesebeidenFostenBedenkengeäußerthabe.DasGesetzwirdsodannunterAusschaltungdererwähntenPosten

GR.Broczyner(Soz.Dem)berichtetsodannüberdieNovellierung
desGesetzeswegenEinhebungvonTaxenbeiAusstellungvonInterims-¬
pässen,wonachdieKanzleitaxevon500auf1000Kerhöhtwerdundbe-¬
gründetdieErhöhungmitderGeldentwertung.DasGesetzwirdinbeidenLesungenohneDebattebeschlossen.

geimGesetzevom19.Mai1921nichtausdrücklichgeregelterscheint,WerdenausderMelkerGegendähnlicheVorbereitungenzurVerringe-¬
orsperredurchdenHausbesorgerandiesemeineGebührzuentrichtenreichinFriedenzulebenbeabsichtigtundesistnichtdaranzuzwei

88.KarlSchmidt(Soz.Dem. )beantragtdieStreichungderPostenEeUnzweifelhaftfolgtdaraud,daßdieEntrichtungeinerGebunrentfein,dassauchdasLandNiederösterreichdiegleichenAbsichtenhegt
ällt,falisdieTätigkeitdesHausbesorgersnichtinAnspruchgenom-sistdaherzuerwarterdassdenVorstellungen,dieWienindiea foen deserAngelegenheitbeimLandemachenwird ,nichtohneErfolgbleibenenwird.DieBerechtigungdesWohnungsinhabersdurchdenihnenzurwird .erfügunggestelltenHaustorschlüsselihrenPesuchenundGästenohne
edeInanspruchnahmedes HausbesorgersdenEintritt bezw .dasVer-¬
assendesHauseszuermöglichenist unbestreitbar,dadieHausbe¬
rgerordnungeinedieebezüglicheEinschränkungnichtenthält .Doch
inddieAnhaberderHaustorschlüsselverpflichtetihreBesucheund
ästenurumderihrerAufsichtdasHaustorpassierenzulassen,da
lerBesitzdesSchlussslsnaturgemägdieUebernahmederVerantwortung
ürdessenMisbrauchinsichschließt.-

Preisüberschreitungen.AuchdieletztenzweiTagederWeihnachts¬
wochegabendemMarktamtAnlässgegendieAusnützungderdurchdie
FeiertagegesteigertenNachfragedurchübermäßigePreisforderungen
in zahlreichenFälleneinzuschreitenSomußtenwegenVerdachtesder
UeberschreitungderangemessenenVerkaufspreisefolgendeFleischhauer
zurAnzeigegebrachtwerden:FranzPflug,II . ,MarktImWerd,Bernhard
Silberstein,II . ,Glockengasse29 ,SiegmundMaass,1I . ,Zirkusgasseds-¬
LudwigTribus,II . ,Czerninplatz2 ,AntonJukdulak,III . ,Hauptstrasse

In Hie Liqudierungskommission für die niederösterreichische Lan gerente operg der Minchzufuhr nach Wien Seit einigen Jahren lei -157 ,Sebastian Gassler ,VI . ,Mittelgasse 10 und Franz Höller ,VI . ,

Gründendiktiertwordenist ,daeinErtradesGesetzesnichtzuge -deshypothekenanstaltwerdengemäßdenVorschlägenderParteienNatic -EiueicherhewölerungausGründenderverschiedenstenArtanDetailmarkthalleDamböckgasse.EinbeliebtesObjektzurForderungübe
wärtigenseinkann .Eswäreinteressantzuwissen ,welchenSeamten-nalratPaulRichter ,AbgeordneterSeverundLandtagsabgeordneterAn- enilchmangel,dervorallemin derganzungenü-mäßigerFreisewarenAepfel .HierwurdeeingeschrittengegendieGe¬
apparatdasGesetzzurHandhabungerforderlichmacht.Rednerbemängs-ionNaglergewählt. gendenVersorgungderSäuglinge,KinderundstillendenMütterzummischtwarenhändlerFranzLasser
gelt ,daßzweiHausgehilfinnenbereitsderSteuerunterliegensollen AusdruckkommtNachvielenBemühungenistesendlichgelungen,we-Hauptmann,III ,Hauptstrasse161PräsidentDr .Dammeberg:DerLandtaghatheutedaserstevolle
Rednerstellt die Anträge ,daßKrankenpfleger,die zurWartungeinesJahrseinerTätigkeithintersichSiewarvorallemdszubestimmtnigstensdieKinderbis zumerztenLebensjahrunddie stillendenmayer ,III . ,Rennweg66 ,Magdaßena
Krankenverwendetwerden ,von der abgabefrei bleiben und daß zwei die Gesetzezu schaffen ,die der GemeindeWiendie erforderlichen Mütter halbwegsmit Milchzu versorgen .Nunbeginnt plötzlich ein Schreiber ,III . ,Steingasse 11 und uxmieKukule ,III .Baumgasse40
HausgehilfinnenvonderAbgabefrei bleibenunderst die dritte derMittelfür denHaushaltbringensollten .Ihr Inhaltmagfür denneuerKampf ,derallemAnscheinnachvondenBezirkshauptleutenWie -Gegendie BrennmaterialienundKleinnändlerFerdinandCzar ,IX . ,See¬
Steuerunterliegensollen. Einzelnennichtimmererfreulichgewesensein ,abersie warnotwen-derösterreichsohnejedenGrundund ,wiees weiterdenAnscheinhat ,gasse4 undFranzLexa ,II . ,GroßeMohrengasse35wurdedieAmtshand¬

StR .Siegel( Soz .Dem. )stellt einenAntragdahingehend ,daßalle dig ,iminteresseder Gesamtheitundhabenbewirkt ,daßdie Gemeindeais Ausdruckeiner bürCkratischenSelbstherrlichkeitvorenigenTa -lungeingeleitet ,weilersterer weichesHolzumK . -proKilggramm ,
öffentlichrechtlichenKrankenversicherungsanstaltenverpflichtetWienauchindenschwerenZeitenaufrechtstehtundihrAnsehenun-ganseinenAnfangnahm.DerBezirkshauptmannvonSietzing,derinletztererKohleummehralsK . -proKilogrammüberdenalsangemes¬
werdensollen ,demMagistratin ihre Aufzeichnungen,sofernenicht erschüttertgebliebenist DerGemeinderatals LandtagempfängtWienselbst ,13 ,Fenzingerstrasse59/60seinenAmtssitzhat ,ver -senerrefhnetenPreis abgegebenhatte .
einegesetzlichfestgelegteGeheimhaltungspflichtbesteht ,EinsichtdurchdasebenbeschlossenenTrennungsgesetzeineErweiterungsei -aucht ,derStadtWiendasin LanceszirkeHietzingaufzubringende

nerKompetenz.NeueAufgabenwerdenihmimneuenJahrezufallenundMilegkontingentzukürzen.Eristauchnichtdaverzurückgeschreckt ,zugewähren. durohDieAnträgeZimerlundSiegelwerdengenügendunterstütztund
steheninVerhandlung.

GR.Breitnersagt ,GR.ZimmerlhabeausdemGedankenkreisedes
StelleausdakkeichallenhchenHeienundFrauendesHausesfür lich zumacheneAndereBezirkshauptleutefolgenbereitsdiesemBei¬

Großbürgertumsherausgesprochen.MitRücksichtdarauf,daßsichdiedruck,daßdmeueJahreinglücklichesJahrfürdasVolkvonWienGänserndorffestgestellt,dassdieStadtMarcheggmitMiächnicht

eidiggergasse23 ,Heinrich
KtualienhändlerFranzGansl.

0III .Petrusgasse5 ,Mari

überwiegendeMehrheitderBevölkerungnichtzweiHausgehilfenleisterwerdenmöge.(LebhafterBeifall).
DieSitzungwoshieraufgeschlossen.könne ,müssedasHaltenvonmehrals einerHausgehilfinalsLuxus

betrachtetwerden.EskönnewohlFällegeben,dieesnichtalsLuxus
sieohmehinnuralerkennungszinsbetrachtetwerden.EsseidurchemehrfachenBeschwerdenhervorgeht,sollenmancheHausbesorgerbeiderwohnerhatundausderimBezirkeGänderngorfaufgebrachtenMilch

ausmöglich ,daßdiesekleinenSteuernsobaldmanzueinemneuen
langthaten,daßderSchlüsselnurvondonWohnperteiennichtaber

wirsindüberzeugt,daßer ihnengerechtwerdenwird .VondiesereinemLieferantenGendarmeriedieEimbringungderMilchunmög-¬
ihre MitarbeitwährenddesganzenJahresundgebedemWunscheAus -spiele .In einemSchreibenvom23 .dshatderBezirkshauptmannvon

hinlänglichbeliefertseiunddassdaherMarzheggvom1 .Jänneran
vollbeliefertwerdenmüsse.EswirdalsoauchausdemGänserndor¬
ferBezirkdieMilchzufuhrnachWieneingestelltoderverringert

erscheinenlassendochseidieSteuersogeringbemessen,daßmanDernGebrauchdesHaustorschlüssets.DerMagistratteiltmit .Wieauswerden.Dazuistzubemerken,dassdieStadtMarcheggnur2890Ein-¬
AusfolgungdesHaustorschlüsselsandieMietparteienausdrücklichverohneSchädigungderWienerBevölkerunghinlänglichversorgtwerden
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GenossenschaftderbildendenKünstler.Deranlässlichdes60jähri-¬
genBestandsjubiläumsderGenessenschaftbildenderKünstlervonder
GemeindeWiengewidmeteEhrenpreiswurdevonderJuryunterdem
VorsitzdesVizebürgermeistersEmmerlingeinstimmigdemArchitekten
ProfessorAugustKirsteinzuerkannt.

SylvesternachtverkehrderKraftstellwagen.InderSylvesternachtverlängert,wårdderVerkehrderKraftstellwagen
dieletztenWagengehenabStefansplatzungefährum3Uhrnachts

ab .

DieAufstellungvonGasmessern.AufdiezahlreichenandieWiener
städtischenGaswerkegelangendenAnfragen,obddeNeuaufstellung
vonGasmessernwiederohnebehördlicheGenehmigungzulässigist,
teilt dieDirektionderGaswerkemit ,dassdiesenichtmehran
einebehördlicheGenehmigunggebundenistunddieGaswerkeauch
inderLagesind ,BestellungenaufGasmesserbinnenwenigenTagen

auszuführen .
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